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Elon Musk bewegt sich auf einem schmalen Grat
Der Tesla-Gründer hat grosse wirtschaftliche Interessen in China – doch als enger Trump-Berater muss er vorsichtig agieren

MATTHIAS KAMP, PEKING

Wer das Internet nach chinakritischen
Äusserungen von Elon Musk durch-
forstet, muss lange suchen. Einmal, im
Jahr 2012, kritisierte der Tesla-Gründer
in einem Tweet die chinesische Regie-
rung wegen ihrer Blockade einer Uno-
Resolution, die den syrischen Despoten
Bashar al-Asad zum Rücktritt aufge-
fordert hatte. Ein anderes Mal beschul-
digte Musk die Machthaber in Peking,
die Immobilienkrise zu vertuschen.

Doch sonst findet Musk ausschliess-
lich lobendeWorte für China und seine
Regierung. Die pünktlichen Hoch-
geschwindigkeitszüge, die in seinen
Augen weitsichtige Umweltpolitik, das
Raumfahrtprogramm – fast alles, was
die chinesischen Machthaber anfassen,
nötigt Musk Bewunderung ab. Im Jahr
2021 sagte er im chinesischen Staatsfern-
sehen CCTV, China werde zur «gröss-
ten Volkswirtschaft der Welt» aufstei-
gen. Der Regierung dürfte Musks Auf-
tritt gefallen haben.

Vom Verbündeten zum Feind?

Bislang konnte sich der Unternehmer
ohne Rücksichtnahme auf die Politik
seines Heimatlandes zu China äussern.
Doch seitMusk seinenBeraterpostenbei
DonaldTrumpangetretenhat,dürfte dies
schwieriger werden, gilt der neue ameri-
kanische Präsident doch als knallharter
China-Falke. Erst vor zwei Wochen hat
Trump die Zölle auf chinesische Importe
um zehn Prozentpunkte erhöht.

«Musk muss sehr aufpassen, was er
da macht», sagt Jörg Wuttke, der lang-

jährige China-Kenner und Partner der
Unternehmensberatung DGA Group
in Washington. Trump sei unberechen-
bar, ganz schnell könne Musk deshalb
vom Verbündeten des Präsidenten zum
Feind werden, sagtWuttke und verweist
auf die zahlreichen engen Mitarbeiter,
die Trump während seiner erstenAmts-
zeit entliess.

Ein stabilisierender Faktor

Gleichzeitig darf der Tesla-Gründer es
sich nicht mit der chinesischen Regie-
rung verderben. Denn fast jedes zweite
weltweit verkaufte Tesla-Fahrzeug rollt
von den Bändern der 2019 eröffneten
Gigafactory in Schanghai. Die chinesi-
schen Behörden hatten Musk seinerzeit
den roten Teppich ausgerollt. Staatliche
Banken versorgten das Unternehmen
mit zinsgünstigen Krediten in dreistel-
liger Millionenhöhe; die Vorschrift, dass
ausländische Autohersteller mit einem
chinesischen Partner zusammenarbeiten
müssen, setzten die Behörden für Tesla
kurzerhand ausser Kraft.

Doch Musk will mehr. Noch immer
wartet der Konzernchef auf die Geneh-
migung für autonomes Fahren in China.
Der in Schanghai ansässige Automobil-
experte Bill Russo meint, die chinesi-
sche Regierung könnte dies ausnutzen.
Peking könne versuchen, Musk dazu zu
bewegen, aufTrump etwa bei möglichen
weiteren Zöllen auf chinesische Waren
mässigend einzuwirken.

Russo sagt: «Elon Musk möchte
etwas von China, damit sein Unter-
nehmen in den Augen der Investoren-
gemeinschaft wertvoller erscheint, und

ich denke, das werden die Chinesen nut-
zen, um eine Gegenleistung zu erhal-
ten, wenn sie etwas geben.» Die Chine-
sen seien sehr gut darin, alles, was sie in
ihren Händen hielten, inVerhandlungen
einzubringen, so Russo.

Natürlich stellen sich viele Chine-
sinnen und Chinesen, auch in der Füh-
rungsspitze, die Frage, ob Musk durch
seine Nähe zu Trump die China-Poli-
tik des amerikanischen Präsidenten

positiv beeinflussen könne. «Momen-
tan sieht es so aus, als sei Musk ein
wichtiger Faktor für stabile Beziehun-
gen», sagt Scott Kennedy, China-Ex-
perte bei der Denkfabrik Center for
Strategic and International Studies in
Washington. Das sei zumindest die Be-
urteilung eines Teils der globalen Busi-
ness-Community und der chinesischen
Zentralregierung.

Andere glauben, Musks Einfluss auf
den China-Kurs der USA sei am Ende
doch begrenzt. Musk sei ein sehr talen-
tierter Geschäftsmann, der jetzt einen

Abstecher in die Politik mache, sagt
etwa Wang Jisi, ehemaliger Berater des
chinesischenAussenministeriums, «aber
wir können die Haltung einer einzelnen
Person nicht mit der China-Politik der
USA gleichsetzen».

Fest steht, dass Musk beste Bezie-
hungen zur chinesischen Führung pflegt,
was ihm bei seinen geschäftlichenAmbi-
tionen helfen dürfte. Besonders eng ist
das Verhältnis zu Ministerpräsident Li
Qiang. Zu seiner Zeit als Parteisekre-
tär in Schanghai fädelte der Spitzen-
funktionär den Bau der Gigafactory ein
und verfügte dieVorzugsbehandlung für
Musk und sein Unternehmen.

Seitdem hat Musk Li mehrmals ge-
troffen, letztmals im April vergangenen
Jahres. Der Regierungschef lobte dabei
TeslasEngagement inChina als «einBei-
spiel für eine erfolgreiche Kooperation
zwischen den USA und China».

Unberechenbar wie Trump

Doch ähnlich unberechenbar wieTrump
ist auch das chinesische Regime. China
hat Tesla nur ins Land gelassen, um die
eigenen Hersteller unter Druck zu set-
zen, besser und effizienter zu werden.
«Die Tesla-Fabrik hat nicht nur mehr
Konkurrenz ins Land gebracht, sondern
die gesamte Lieferkette mit aufgebaut»,
sagt der BeraterWuttke.

Das Manöver der chinesischen
Regierung war erfolgreich. Fast sechs
Jahre später stellen chinesische Her-
steller wie BYD Tesla in den Schat-
ten. Erstmals verkaufte der Herstel-
ler aus Shenzhen im Schlussquartal
des vergangenen Jahres mehr Autos

als Musks Unternehmen. Die durch-
weg pragmatisch handelnden Politi-
ker könnten die Vorzugsbehandlung
für Tesla darum beenden, gibt Wuttke
zu bedenken, «denn das Unternehmen
hat seine Arbeit ja getan».

Beliebt beim chinesischen Volk

AnMusks Beliebtheit bei den einfachen
Chinesinnen und Chinesen dürfte dies –
sollte der Fall wirklich eintreten – aber
wohl nichts ändern. Auf den chinesi-
schen Social-Media-Kanälen ist der
Tesla-Chef ein gefeierter Star.DieMen-
schen schauen zu Musk auf wegen sei-
ner Erfolge, seines Reichtums und sei-
ner Macht.

Und sie versuchen, von ihm zu ler-
nen. «Ich bin sehr bewegt. Musk bringt
Menschen bei, wie sie resilienter sein
können», schreibt ein Nutzer. Der Post
bekam mehr als tausend Likes. Eine
Biografie über Musk aus dem Jahr 2023
war ein Bestseller.

Auch Musks Mutter Maye, die ihren
Sohn als alleinerziehende Mutter gross-
zog, schlägt in China Bewunderung ent-
gegen. Sie verbringt mehrere Monate
pro Jahr in China und arbeitet unter
anderem als Model für Kosmetikpro-
dukte für Senioren.

Als im Jahr 2020MayeMusksMemoi-
ren auf Chinesisch erschienen, pries der
chinesische Verleger die damals 72-Jäh-
rige unter donnerndem Applaus: «Sie
heiratete mit 22, mit 33 war sie verarmt
und alleinerziehendeMutter, zog in drei
Ländern von Stadt zu Stadt, startete ihre
Karriere und zog drei wunderbare Kin-
der gross.»

Fast jedes zweite
weltweit verkaufte
Tesla-Fahrzeug
rollt von den Bändern
der 2019 eröffneten
Gigafactory in
Schanghai.
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Ausländer brechen ihr Studium besonders häufig ab
Mehr als jeder fünfte Bachelorstudent schafft es nicht bis zur Abschlussprüfung

ERICH ASCHWANDEN

Jedes Jahr beginnenTausende von Stu-
dierenden ihre Ausbildung an Univer-
sitäten, Fachhochschulen und pädago-
gischen Hochschulen. Doch wie steht
es um den Studienerfolg dieser mit
grossen Hoffnungen gestarteten jun-
gen Menschen? Bisher fehlte eine
umfassende Studie, die diese für das
Schweizer Bildungssystem zentrale
Frage beantwortet. Franz Eberle, eme-
ritierter Professor für Gymnasial- und
Wirtschaftspädagogik an der Universi-
tät Zürich, liefert nun detaillierte Ant-
worten. Die Ergebnisse sind bemer-
kenswert und teilweise überraschend.

Eberle hat den Studienerfolg von
Maturanden untersucht, die zwischen
2012 und 2015 ein Bachelorstudium
aufgenommen haben. Als Erfolgskon-
trolle diente die Tatsache, ob die Stu-
dienanfänger 2020 ihr Bachelorstudium
abgeschlossen hatten. Eberle wertete
dafür im Auftrag der Schweizerischen
Maturitätskommission die Daten des
Bundesamtes für Statistik aus.

Gymnasiale Matur als Königsweg

Mit 22,3 Prozent ist die Abbruchquote
bei den universitären Hochschulen am
höchsten. Mehr als jeder fünfte Stu-
dienanfänger bricht also sein Studium
ab. Dabei spielt es eine wichtige Rolle,
mit welchem Abschluss man zum Stu-
dium zugelassen wurde.Der Königsweg
ist die gymnasiale Matur. Nur 18,9 Pro-
zent der ehemaligen Gymnasiasten
haben ihr Studium vorzeitig abgebro-
chen. 75 Prozent von ihnen haben in
der Regelstudienzeit einen Bachelor-
abschluss erworben. Ebenfalls erfolg-
reich (70,5 Prozent) sind Berufsmatu-
randen, die über die Passerelle-Prüfung
an die Universität gekommen sind.

Schlecht schneiden hingegen Stu-
dierende ab, die sich mit einem auslän-
dischen Zulassungsausweis an einer
Schweizer Universität einschreiben.
Fast ein Drittel von ihnen (32,7 Pro-
zent) bricht das Bachelorstudium vor-
zeitig ab. «Diese hohe Quote hat mich
überrascht», sagt Eberle. «Das zeigt,
dass die Schweizer Maturität eine hohe
Qualität hat.» Die Maturitätsanforde-
rungen dürften keinesfalls gesenkt wer-
den, wie dies vereinzelt mit demArgu-
ment der Bildungsgerechtigkeit gegen-
über demAusland gefordert werde.

Die Nachricht, dass Studierende aus
demAusland unterdurchschnittlich ab-
schliessen und damit die Unis belasten,
kommt zu einem heiklen Zeitpunkt.
Denn die Europäische Union fordert
in denVerhandlungen mit der Schweiz,
dass Studierende aus der EU bei den
Studiengebühren an den universitären

Hochschulen und Fachhochschulen
gleich behandelt werden wie Schweizer
Studierende.Höhere Studiengebühren,
wie sie die ETH einführt, wären dann
nicht mehr zulässig.

DieAuswertung der Daten zeigt zu-
dem, dass Absolventen von eidgenös-
sisch anerkannten Privatschulen mit

Hausmatura später an der Universität
deutlich weniger erfolgreich sind. Sie
weisen eine Abbruchquote von 29,1
Prozent auf. Bei den Absolventen der
öffentlichen Schulen liegt diese Quote
mit 17,9 Prozent deutlich tiefer. Eberle
überrascht das nicht. «Es ist bekannt,
dass Schüler, die dieAufnahmeprüfung
an öffentlichen Schulen nicht bestehen
oder später die Promotionsvorausset-
zungen nicht mehr erfüllen, nicht sel-
ten auf Privatschulen ausweichen.»

Nur mittlere Studierfähigkeit

Interessant ist auch der Vergleich des
Studienerfolgs nach Kantonen. Ge-
mäss der Auswertung von Eberle wei-
sen Nidwalden, Basel-Landschaft, Uri,
Appenzell Ausserrhoden, das Wallis
und Solothurn die tiefsten Studien-
abbruchquoten auf. Sie liegen unter
15 Prozent. Zürich liegt mit 17 Prozent
im Mittelfeld und ist besser als der
schweizerische Durchschnitt.

Am häufigsten brechen Studierende
aus den Kantonen Graubünden, Jura,
Waadt und Neuenburg ihr Studium ab.
Die drei Westschweizer Kantone wei-
sen nicht nur die höchsten Maturitäts-
quoten auf, sondern führen auch nur
ein dreijähriges Gymnasium.Dies sind
laut Eberle «zwei mögliche Ursachen
einer wohl mittleren Studierfähigkeit
der Maturandinnen und Maturanden
dieser Kantone».

In anderen Kantonen mit hoher
Maturitätsquote wie dem Tessin und
Basel-Stadt wirkt sich die hohe Matu-
ritätsquote nur begrenzt negativ aus.
Allerdings, so Eberle, handle es sich da-
bei um Kantone, in denen die Schulzeit
bis zur Maturität 13 Jahre betrage und
nicht nur 12 Jahre.

Die kantonalen Unterschiede bei
den Maturitätsquoten seien nicht nur
ungerecht, sondern stünden insgesamt
auch in einem umgekehrtenVerhältnis
zur Studienerfolgsquote. «Ich plädiere
deshalb für eine Harmonisierung der
gymnasialen Aufnahmeverfahren in
Bezug auf Selektivität und Qualität»,
so Eberle. Die Unterschiede lassen
sich jedoch nicht ausschliesslich durch
die unterschiedlich hohen Maturitäts-
quoten erklären. Die Untersuchung
zum Studienerfolg zeigt auf, dass im
Bildungssystem noch einiges verbes-
sert werden kann. Grundsätzlich funk-
tionierten aber die vertikalen Über-

gänge zwischen Sekundarstufe II und
Hochschulen gut, stellte Eberle fest.
Gleiches gelte für die Durchlässigkeit
zwischen den Hochschultypen.

So seien die Abbruchquoten bei
Fachhochschulen (FH) und pädago-
gischen Hochschulen (PH) deutlich
tiefer als bei den universitären Hoch-
schulen, wo die Anforderungen sys-
temkonform höher angesetzt würden.
Es brauche aber Feinjustierungen,
um die Studierfähigkeit einzelner der
untersuchten Gruppen an Universitä-
ten und Fachhochschulen noch besser
sicherzustellen. «Solche Verbesserun-
gen sollten mit der Maturitätsreform,
wie sie derzeit umgesetzt wird, erreicht
werden», sagt der Bildungsexperte
optimistisch. Erfreulich ist für Eberle,
dass die Absolventinnen der Ergän-
zungsprüfung nach der Berufsmatu-

rität nur eine geringfügig höhere Stu-
dienabbruchquote aufweisen als Stu-
dierende mit einer anerkannten Haus-
matura. Und das, obwohl sie nur etwa
halb so viele Unterrichtsstunden absol-
viert haben.

Gemäss den ausgewerteten Daten
nehmen derzeit nur rund 60 Prozent
der Berufsmaturanden ein Fachhoch-
schulstudium auf. Der Studienautor
sieht hier ein nicht ausgeschöpftes
Potenzial an hochqualifizierten Fach-
kräften, das es besser zu nutzen gelte.
Eine Abschaffung der Ergänzungs-
prüfung Passerelle, wie sie vereinzelt
politisch gefordert wird, lehnt er jedoch
ab.DieAbbruchquote, insbesondere in
den exakten und Naturwissenschaften
sowie in den technischenWissenschaf-
ten, sei bei den Berufsmaturanden be-
reits heute zu hoch.

Ausgerechnet Parmelin
Der SVP-Bundesrat muss in Brüssel die neuen EU-Verträge unterschreiben

FABIAN SCHÄFER, BERN

Dass Guy Parmelin imBeziehungsdrama
zwischen der Schweiz und der EU eine
schwierige Rolle spielt, ist schon länger
klar.Dass sie aber so schwierig sein wird,
konnte er nicht wissen.Wenn alles nach
Plan läuft, muss Parmelin im kommen-
den Jahr als Bundespräsident nach Brüs-
sel reisen, um die neuenAbkommen mit
der EU zu unterzeichnen.Ausgerechnet
er, der SVP-Bundesrat, soll mit Ursula
von der Leyen, der Präsidentin der EU-
Kommission, in die Kameras lächeln und
seinen Namen unter dieVerträge setzen,
die den bilateralenWeg sichern sollen.

Oder wie es seine Partei ausdrücken
würde: Parmelin muss den «Unter-
werfungsvertrag» unterschreiben. Frü-
her hat die SVP in diesem Zusammen-
hang auch schon von «Landesverrat»
oder der «Zerstörung» der Schweiz ge-
sprochen. Wie wird sie auf Parmelins
Gang nach Brüssel reagieren?

Bis anhin ist man in Bern davon aus-
gegangen, dass es die freisinnige Bun-
desrätin Karin Keller-Sutter sein wird,
welche die Papiere signieren darf (oder
muss, je nach Sichtweise). Diese Auf-
gabe obliegt, sobald der Bundesrat die
Abkommen definitiv gutgeheissen hat,
dem amtierenden Bundespräsidenten.
Im laufenden Jahr hat Keller-Sutter

diese Funktion inne. Nachdem die Ver-
handlungen im Dezember abgeschlos-
sen worden waren, sahen die Fahrpläne
denn auch vor, dass sie die Verträge im
Herbst 2025 unterschreiben wird.

Manche Befürworter sollen bereits
frohlockt haben: Dass «KKS» – die
starke Frau des Bundesrats – die Ver-
träge persönlich unterzeichnet, sollte
dem Paket in bürgerlichen KreisenAuf-
trieb geben.

Die EU braucht mehr Zeit

Daraus wird nun nichts. Laut mehreren
gut informierten Quellen soll der Bun-
desrat an seiner Sitzung vom Mittwoch
über das weitere Vorgehen diskutieren.
Aus den Unterlagen geht demnach her-
vor, dass die Ratifizierung aufseiten der
EUmehr Zeit inAnspruch nimmt als er-
wartet.Die Juristen in Brüssel sollen her-
ausgefunden haben, dass das Paket zu-
erst von allen EU-Ländern gutgeheissen
werdenmuss. Falls jedes Parlament sepa-
rat zustimmen muss, zieht sich der Pro-
zess um mehrere Monate in die Länge.

Dass für einmal die EU mehr Zeit
braucht, ist aus Schweizer Sicht eine
willkommene Abwechslung. Meist ist
es umgekehrt, Brüssel setzt Bern unter
Druck.Unmittelbare Folge derVerzöge-
rung: Die Unterzeichnung auf Regie-

rungsebene kann nicht mehr dieses Jahr
stattfinden, sondern erst im nächsten.
Und dann heisst der Bundespräsident
Parmelin. Laut aktualisierter Planung
in Bern wird erwartet, dass das Treffen
imMärz oderApril 2026 über die Bühne
gehen könnte.

Technisch gesehen, spielt es keine
Rolle, wer die Verträge unterschreibt.
Er oder sie handelt erstens im Namen
des Bundesrats, und zweitens können
die Abkommen ohnehin nur in Kraft
treten, wenn später auch das Schweizer
Stimmvolk und allenfalls sogar die Kan-
tone zustimmen (Ständemehr). Insofern
magman die Frage,welches Bundesrats-
mitglied die Abkommen unterzeichnet,
als zeremonielle Fussnote abtun.

Realpolitisch hingegen ist die Sym-
bolkraft nicht zu unterschätzen – in
einem derart aufgeladenen Dossier
erst recht nicht. Für die innenpolitische
Debatte macht es psychologisch einen

Unterschied, ob es Keller-Sutter ist, die
in Brüssel Ursula von der Leyen die
Hand reicht – oder Parmelin. Und sei
es nur, weil die Aufnahmen daran er-
innern, dass auch die SVP Teil der Kol-
legialregierung ist und ihre Bundesräte
den Kurs loyal mitzutragen haben.

Parmelin musste schon einmal als
Bundespräsident in dieser Sache nach
Brüssel reisen – damals aber unter ganz
anderen Vorzeichen. Das war im April
2021, als der Rahmenvertrag, der erste
Versuch zur Klärung der bilateralen Be-
ziehungen, in den letzten Zuckungen lag.
Parmelin traf von der Leyen, um die Be-
erdigung desVertrags vorzubereiten.Als
der Bundesrat wenig später die Übung
tatsächlich beendete, reagierte man in
Brüssel trotzdem düpiert bis entsetzt.

Guy Parmelin hingegen, der gemein-
hin als unauffälliger, braver Bundesrat
gilt, konnte mit dem damaligen Auftritt
seine Reputation zumindest temporär
aufpolieren. Vor allem in SVP-Kreisen,
aber auch darüber hinaus wurde er ge-
feiert: der erste Bundesrat, der der EU
reinen Wein einschenkt, ein mutiger
Staatsmann, einWinkelried.

Parmelin liess es sich gefallen, aber
ohne sich anzubiedern und den Ruhm
auszukosten. Das dürfte es ihm in den
kommenden Monaten einfacher ma-
chen, den Gegenwind seiner Partei aus-

zuhalten. Mit der Vertragsunterzeich-
nung rückt er symbolisch ins Rampen-
licht, als Wirtschafts- und Bildungs-
minister steht er auch sachpolitisch in
der Verantwortung.

Der Loyale

Aus seinem Umfeld ist zu hören, Parme-
lin wisse sehr genau, wie wichtig die Ab-
kommen für die Exportbranchen und die
Hochschulen seien. Bekannt ist, dass er
beim ungelösten Streitthema Lohnschutz
seinen Fachleuten Spielraum lässt, um
Kompromisse zwischen Gewerkschaften
undArbeitgebern auszuloten.

Mitstreiter betonen seine Loyalität:
So kollegial er 2021 den Rahmenvertrag
versenkt habe, so kollegial werde er die
neuen Abkommen unterzeichnen, wenn
die Mehrheit des Bundesrats dies so be-
schliesse. Dieser Entscheid soll formell
erst nach der Vernehmlassung fallen,
wenn der Bundesrat das ganze Paket mit-
samt einer Botschaft von vielen hundert
Seiten Text an das Parlament überweist,
voraussichtlich im ersten Quartal 2026.

Dass Parmelin in der alles entschei-
denden Volksabstimmung, die nicht vor
dem Jahr 2028 stattfinden dürfte, dieVer-
träge mit Verve verteidigen wird, erwar-
tet hingegen niemand. Schon nur,weil er
dann kaum mehr imAmt sein wird.

Die Nachricht,
dass Studierende
aus dem Ausland
unterdurchschnittlich
abschliessen und
damit die Unis belasten,
kommt zu einem
heiklen Zeitpunkt.

Grosse Unterschiede zwischen den Kantonen

Abbruchquote Bachelorstudium in Prozent

QUELLE: STUDIENERFOLG UND STUDIENABBRUCH AN HOCHSCHULEN NZZ / ase.

0 5 10 15 20 25

Graubünden

Jura

Waadt

Neuenburg

Glarus

Schwyz

Genf

Appenzell Innerrhoden

Obwalden

Thurgau

St. Gallen

Durchschnitt Schweiz

Bern

Basel-Stadt

Tessin

Zürich

Zug

Schaffhausen

Luzern

Freiburg

Aargau

Solothurn

Wallis

Appenzell Ausserrhoden

Uri

Basel-Landschaft

Nidwalden

26,1

25,5

25

24,9

21,8

21,5

20,5

20,3

20,2

19

19

18,9

18,5

18,3

18

17,3

17

16,7

16,3

15,5

15,3

14,9

14,7

14,3

13,8

12,7

12,3

Guy Parmelin
WirtschaftsministerKE

YS
TO

N
E


